
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die Amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Nein

Gesetz:

Leitsatz:

TVG § 4 Ausschlußfristen; Bundesrahmentarifver­
trag für das Baugewerbe (BETV) § 16; LohnFG § 4; 
EVO §§ 636, 637, 1542

Die Verfallklausel des § 16 BETV-Bau gilt nicht 
für Ansprüche zwischen Arbeitnehmern desselben 
Arbeitgebers; sie gilt auch dann nicht, wenn der 
Anspruch des Arbeitnehmers gegen den Arbeitska­
meraden gemäß § 4 LohnFG auf den Arbeitgeber 
übergegangen ist.

Aktenzeichen: 5 AZE 215/76
Urteil des BAG vom 4. Juli 1977 IAG Baden-Württemberg 

(Mannheim)
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5 AZB 215/7,6
7 Sa 133/75 Baden-Württemberg (Mannheim)

Urteilstenor zugestellt 
am 4. Juli 1977
gez. Schartel, Angestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle In Sachen

PP.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 29. Juni 1977 durch die Vor­
sitzende Richterin Professorin Dr. Hilger, die Richter 
Siara und Dr. Seidensticker sowie die ehrenamtlichen Rich­
ter Krebs und Döring für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Klägerin wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Baden- 
Württemberg vom 16. Januar 1976 - 7 Sa 
133/75 - teilweise insofern aufgehoben, 
als es der Berufung des Beklagten gegen 
das Urteil des Arbeitsgerichts Mannheim 
vom 9. September 1975 - 3 Sa 386/75 MA. -
stattgegeben hat.
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2. Die Berufung des Beklagten gegen das 
vorgenannte Urteil des Arbeitsgerichts 
Mannheim wird in vollem Umfange zurück­
gewiesen.

3. Der Beklagte hat die gesamten Kosten 
der Berufung und der Revision zu tra­
gen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

Tatbestand:

Der bei der Klägerin versicherte Gipser Walter B
war zusammen mit dem Beklagten bei dem Gipsermeister 

Erich Be in K beschäftigt. Zwischen beiden kam
es am 30. Juni 1973 auf einer Baustelle in K zu ei­
ner tätlichen Auseinandersetzung, bei der B hin­
fiel und sich eine Radiusfraktur am rechten Handgelenk 
zuzog. B wurde dadurch arbeitsunfähig. Der Ar­
beitgeber Be hat an ihn LohnfortZahlung in Höhe von
^1.540,_DM geleistet. Er hat die auf ihn gemäß § 4
LohnEG übergegangene Schadenersatzforderung gegen den 
Beklagten an die Klägerin abgetreten. Die Klägerin hat 
auch die Krankenpflegekosten in Höhe von 649,30 DM übei^
nommen.

Mit der am 16. Juli 1975 eingegangenen Klage ver­
langt die Klägerin, gestützt auf die Abtretung der Scha­
denersatzforderung und auf den Rechtsübergang gemäß 
§ 1542 RVO, die Zahlung der beiden obengenannten Beträ­
ge. Sie hat behauptet, daß der Beklagte die Auseinander­
setzung verschuldet habe, und hat beantragtt ihn zu ver­
urteilen, an sie 2.189,30 DM nebst Zinsen zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.
Er hat bestritten, die Auseinandersetzung schuldhaft
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verursacht zu haben. Den auf Grund der Abtretung auf 
die Klägerin übergegangenen Teil der Klageforderung 
hält er auf Grund des § 16 des Bundesrahmentarifver­
trages für das Baugewerbe (BRTV) für verfallen. Die 
genannte Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

M1. Alle beiderseitigen Ansprüche aus dem 
Arbeitsverhältnis und solche, die mit 
dem Arbeitsverhältnis in Verbindung 
stehen, verfallen, wenn sie nicht in­
nerhalb von zwei Monaten nach der Fäl­
ligkeit gegenüber der anderen Vertrags­
partei schriftlich erhoben werden.

2. Lehnt die Gegenpartei den Anspruch ab oder erklärt sie sich nicht innerhalb 
von zwei Wochen nach der Geltendmachung 
des Anspruchs, so verfällt dieser, wenn 
er nicht innerhalb von zwei Monaten 
nach der Ablehnung oder dem Fristab­
lauf gerichtlich geltend gemacht wird."

Das Arbeitsgericht hat den Beklagten verurteilt, 
an die Klägerin 1.641,97 DM zu zahlen. Die weitergehen­
de Klage hat das Arbeitsgericht abgewiesen. Die teil­
weise Abweisung beruht darauf, daß das Arbeitsgericht 
ein Mitverschulden des Walter B in Höhe von ei­
nem Viertel des Schadensbetrages angenommen hat.

Gegen das Urteil des Arbeitsgerichts hat ledig­
lich der Beklagte Berufung eingelegt. Das Landesarbeits- 
gericht hat die Verurteilung des Beklagten in Höhe ei­
nes Betrages von 487,—  DM nebst Zinsen aufrecht erhal­
ten; es handelt sich insoweit um einen Teil des auf die 
Klägerin gemäß § 1542 KVO übergegangenen Anspruchs 
(649,50 DM). Hinsichtlich des auf die Klägerin durch 
Abtretung übergegangenen Teiles der Klageforderung hat 
das Landesarbeitsgericht die Klage abgewiesen, weil 
nach seiner Ansicht insoweit die Ausschlußfrist des § 16 
BRTV eingreift.

Mit der zugelassenen Revision verfolgt die Kläge­
rin ihr Klageziel weiter, soweit sie damit in der Be­
rufungsinstanz nicht durchgedrungen ist.
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Entseheidungsgründe:

Die Revision hat Erfolg. Das Landesarbeitsgericht 
sieht zu Unrecht den auf die Klägerin durch rechtsge­
schäftliche Abtretung übergegangenen Teil der Klagefor­
derung gemäß § 16 BRTV als verfallen an.

1. Das Landesarbeitsgericht hat nicht verkannt, daß 
der als verfallen angesehene Anspruch seinen rechtli­
chen Ursprung in den Beziehungen zwischen dem Gipser 
B und dem Beklagten hat; es handelt sich um ei­
nen Schadenersatzanspruch des ersteren gegen den Beklag­
ten gemäß § 823 Abs. 1 BGB. Durch den gesetzlichen For­
derung sübergang nach § 4- Abs. 1 LohnFG ist nach der 
Ansicht des Landesarbeitsgerichts daraus eine gesetzli­
che Forderung des Arbeitgebers Be gegen den Beklag­
ten geworden. Auf solche Forderungen erstrecke sich 
der Anwendungsbereich des § 16 Br. 1 BRTV; es handele 
sich um einen Anspruch, der im Sinne der Verfallnorm 
in Verbindung mit dem Arbeitsverhältnis stehe. Diesen 
Zusammenhang leitet das Landesarbeitsgericht im einzel­
nen daraus her, daß eine ununterbrochene Kausalkette von 
der Entstehung des Anspruchs des Verletzten zum Arbeits­
verhältnis des Beklagten mit dem Gipsermeister führe.
Ohne dieses Arbeitsverhältnis wäre es nicht zu der tät­
lichen Auseinandersetzung zwischen den beiden Arbeits­
kollegen gekommen; auf ihm beruhe auch der gesetzliche 
Forderungsübergang auf den Arbeitgeber, der die Forde­
rung in der Zeit seiner Gläubigerstellung habe verfallen 
lassen.
2. Diesen rechtlichen Erwägungen des Landesarbeitsge­
richts liegt eine zu weit gezogene Bestimmung des Anwen­
dungsbereichs der tariflichen Verfallklausel zugrunde. 
Sämtliche Vorschriften des hier maßgeblichen Tarifvertra­
ges sind, sieht man von den hier nicht interessierenden 
Beziehungen der Tarifvertragsparteien untereinander ab, 
auf die Regelung der Beziehungen der Parteien des Ar-
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beitsverhältnisses gerichtet. Daher ist anzunehmen, daß 
auch die Verfallklausel sich nach dem Willen der Tarif­
vertragsparteien nur auf solche gegenseitigen Ansprüche 
beziehen soll, deren Entstehungsgrund in den zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer bestehenden arbeitsvertrag­
lichen Beziehungen liegt oder damit im Zusammenhang 
steht; dies hat für eine mit § 16 BRTV übereinstimmende 
andere tarifvertragliche Verfallklausel bereits der Er­
ste Senat des Bundesarbeitsgerichts ausgesprochen (AP 
Er. 3 zu § 40 BetrVG 1972 unter III 4 der Gründe). Ein 
weitergehender Regelungswille der Tarifvertragsparteien 
hätte, da Verfallklauseln nach allgemeiner Rechtsauffas­
sung eng auszulegen sind, im Wortlaut der Tarifnorm deut­
lich ausgesprochen werden müssen. Er ist nicht daraus 
zu folgern, daß dort auch die mit dem Arbeitsverhält­
nis "in Verbindung" stehenden Ansprüche der Verfall­
frist unterworfen werden; auch diese Ansprüche fallen 
nach dem Wortlaut der Norm unter den Oberbegriff der 
"beiderseitigen" Ansprüche, müssen sich also aus den Be­
ziehungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ergeben. 
Die Erweiterung läßt sich in diesem Rahmen zwanglos auf 
Ansprüche beziehen, die in eng mit dem Arbeitsverhält­
nis verbundenen rechtlichen Beziehungen zwischen Arbeit­
geber und Arbeitnehmer ihren Entstehungsgrund haben, 
z. B. Ansprüche aus Arbeitgeberdarlehen oder aus Werk­
mietwohnung sverhältnis sen.

Daraus ist zu folgern, daß § 16 BRTV nicht für An­
sprüche zwischen Mitarbeitern desselben Arbeitgebers 
gilt. Daran ändert sich nichts, wenn der Anspruch ei­
nes Arbeitskameraden gegen den anderen auf den gemein­
samen Arbeitgeber gemäß § 4 LohnPG übergeht. Der An­
spruch behält nach dem Recht sübergang seine bisherige 
rechtliche Natur; er wird nicht zu einem "beiderseiti­
gen" Anspruch zwischen Arbeitgeber und Schuldner, der 
in Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis entstanden wä­
re. Es ist daher zumindest mißverständlich, wenn das
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Landesarbeitsgericht hier den bisherigen Schadenersatz­
anspruch des Gipsers B nach dem Rechtsübergang
als eine gesetzliche Forderung des Arbeitgebers ansieht.

Der "Verfall gemäß § 16 BRTV läßt sich daher der 
noch im Streit befindlichen Flageforderung nicht entge­
genhalten. Auf die Frage, ob eine tarifliche Ausschluß­
norm mit der vom Landesarbeitsgericht angenommenen weit­
gehenden Bedeutung tarifrechtlich überhaupt zulässig 
wäre, braucht bei dieser Rechtslage nicht eingegangen 
zu werden.
3. Auf der unrichtigen Anwendung des § 16 BRVT beruht 
auch das Urteil des Landesarbeitsgerichts, dessen klag­
abweisende Entscheidung sich nicht aus einem sonstigen 
Grunde als richtig erweist (§ 563 ZPO). Insbesondere 
ist ein Schadenersatzanspruch des Gipsers B
gegen den Beklagten nicht gemäß § 637 in "Verb, mit § 636 
RVO ausgeschlossen. Voraussetzung für einen Haftungsaus­
schluß gemäß diesen Vorschriften wäre, daß die Verletzung 
des Gipsers B ein Arbeitsunfall wäre, den der
Beklagte durch eine betriebliche Tätigkeit verursacht 
hätte (§ 637 Abs. 1 RVO). Hieran fehlt es, gleichviel 
ob man sich der Schilderung des Beklagten oder der des 
Gipsers B über die Ursache der Tätlichkeiten an­
schließen will. In jedem Fall ist die Tätlichkeit eine 
Folge des Biergenusses während der Arbeit, nicht aber 
einer Tätigkeit, die dem Beklagten von dem Betrieb oder 
für den Betrieb übertragen gewesen wäre oder die von 
ihm im Betriebsinteresse durchgeführt worden wäre (BAG 
19, 41 [44 ff.] = AP Hr. 1 zu § 637 RVO [zu I 2 der 
Gründe] ) •
4. Das angefochtene Urteil war damit aufzuheben.

Wegen gegebener Entscheidungsreife war der Kläge­
rin zugleich der von dem Landesarbeitsgericht aberkann­
te Forderungsteil endgültig zuzusprechen. Das Landesar-
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beitsgericht hat in rechtlich nicht angreifbarer Wei­
se die Voraussetzungen eines Schadenersatzanspruchs des 
Gipsers B gegen den Beklagten gemäß § 823 BGB
bejaht; ebenso ist die Schadensquotelung nicht zu bean­
standen. Demgemäß war das Urteil des Arbeitsgerichts 
wiederherzusteilen.

gez.: Dr. Hilger Siara Dr. Seidensticker

Krebs Döring
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